
 

 

  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 4 AS 256/13 S 
 
L 2 AS 1224/13 B PKH (Sächsisches LSG) 
S 20 AS 312/13 (SG Chemnitz) 
 
 
 
…………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Freistaat Sachsen, 
vertreten durch den Bezirksrevisor beim Sächsischen Landessozialgericht, 
Parkstraße 28, 09120 Chemnitz, 
 
 Beschwerdegegner, 
 
beteiligt: 
 
Landkreis Erzgebirgskreis, Kommunales Jobcenter Erzgebirgskreis, 
Paulus-Jenisius-Straße 24, 09456 Annaberg. 
 
 

 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 7. August 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e    sowie die Richterinnen   B e h r e n d  

und   H a n n a p p e l  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen den Beschluss des Sächsischen Landessozialgerichts 

vom 17. Juli 2013 - L 2 AS 1224/13 B PKH - wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Der Kläger begehrt PKH für ein Klageverfahren, in dem der Beklagte verpflichtet werden sollte, 

ihm eine neue Existenz zur Verfügung zu stellen. Das SG Chemnitz hat den Antrag auf 

Bewilligung von PKH mit Beschluss vom 24.5.2013 abgelehnt und mit Gerichtsbescheid vom 

selben Tag die Klage abgewiesen. Die gegen die Ablehnung der PKH gerichtete Beschwerde 

des Klägers hat das Sächsische LSG mit Beschluss vom 17.7.2013 als unzulässig verworfen. 

Hiergegen hat der Kläger mit einem an das LSG gerichteten und von dort an das BSG 

weitergeleiteten Schreiben vom 26.7.2013 "sofortige Beschwerde" eingelegt.  

 

Die Beschwerde des Klägers ist unzulässig. Der Beschluss des LSG vom 17.7.2013 ist, worauf 

das LSG in der Entscheidung zutreffend hingewiesen hat, gemäß § 177 SGG nicht mit der 

Beschwerde an das BSG anfechtbar. 

 

Die Verwerfung des Rechtsmittels des Klägers erfolgt ohne Beteiligung der ehrenamtlichen 

Richter in entsprechender Anwendung des § 169 SGG. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG.  
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